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Was ist die Bundeskonferenz,
was kann. sie für uns leisten?

Unbekannt
undzu
wenig

geschätzt

genheiten des Universitäts- und Hochschulwe
sens unmittelbar berühren, sind der BUKO zur

Erstattung eines Gutachtens innerhalb ange

messener Frist zuzuleiten. Schließlich obliegt

der BUKO die Beratung der Vertreter der im

§ 50 Abs. 3 lit. b genannten Personengruppe in

den Fakuftätskoliegien, den akademischen Se

naten und Universitätskollegien in der Aus

übung ihrör Funktion. Soweit also die Bundes-
konferenz und ihre Aufgaben weitgehend in den

Worten des UOG geschildert.
Was kann oder könnte dieses Organ nun

für uns, den akademischen Mittelbau, tun

oder leisten?

Der erste Schritt zur Gleichstellung, zur Emanzi

pation des akademischen Miftelbaues war ja

schon die Schaffung der Bundeskonferenz.

Erstmals gibt es für diese Mehrheit aller Univer

sitätslehrer einen eigenen, gesetzlich aner

kannten Vertretungskörper. Finden ja die Pro

fessoren in der Rektorenkonferenz, die Studen

Die Seite 3
Für den Universitäts- und

D ie Bundeskonferenz des wissenschaftli
chen und künstlerischen Personals hat

dasselbe Schicksal wie der durch sie vertretene
Personenkreis, sie ist — wie der Miftelbau — trotz
hoher Leistungen in der Offentlichkeit noch
viel zu wenig bekannt und ihre Leistungen wer
den ebenso wie die des akademischen Mittel-
baus im Universitäts- •und Hochschülbereich
wie in der Offentiichkeit viel zu wenig geschätzt
und gewürdigt. Wissen doch selbst heute noch
viele Angehörige der Universitäten und Hoch
schulen kaum über die Bundeskonferenz, ihre
Aufgaben und Möglichkeiten Bescheid, deshalb
sei eine kurze Vorstellung vorausgestellt:

Die Bundeskonferenz des wissenschaftlichen
und künstlerischen Personals — im folgenden
kurz BUKO genannt—wurde als oberstes Organ
des akademischen Mittelbaus mit § 106 des
UOG geschaffen. Sie vertritt den Großteil aller
Universitäts- und Hochschullehrer, nämlich Do
zenten, Assistenten, Lektoren und wissen
schaftliche Beamte. ihr
gehören je zwei Vertreter
des akademischen Mittel-
baues jeder österreichi
schen Universität, jeder
Kunsthochschule und der
Akademie der bildenden
Künste an.
Vom UOG f 106 Abs. 1)
wurde die BUKO zum
Zweck der Koordination
und Unterstützung der
Vertreter der im § 50 Abs.
3 lit. b genannten Perso
nengruppe feine weitere
unschöne Bezeichnung
für den „akademischen
Mittelbau‘, ein besseres
Wort ist uns leider noch
nicht eingefallen!) ge
schaffen. Ihr obliegt nach
§ 106 Abs. 5 ferner die Er
stellung von Gutachten
und die Erstattung von
Vorschlägen über alle Ge
genstände des Hoch
schulwesens. Entwürfe
von Gesetzen und Verord
nungen einer Zentralstelle
des Bundes, die Angele

Koordination
und

Unterstützung
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ten in der österreichischen Hochschülerschaft
ihre gesetzliche Vertretung und ein Sprachrohr
für ihre Meinungen. Aussprüche aus der Profes
sorenschaft, die Rektorenkonferenz verträte
alle Universitätsangehörigen und sie, die Pro
fessoren, benötigten eine eigene Bundeskonfe
renz der Professoren, werde ich erst dann ak
zeptieren und unterstützen, wenn der erste Uni
versitätsassistent Rektor wird!
Die Schaffung eines solchen Organes allein
reicht jedoch nicht aus. Immer noch wird der
Mittelbau in der Offentlichkeit diskriminiert,
werden seine Leistungen unterbewertet oder
den Professoren zugeschrieben, immer noch
haben seine Vertreter Probleme ihre Meinung in
den Kollegialorganen offen und gleichberechtigt
zu vertreten, immer noch geistert in vielen Hir
nen in und außerhalb der Universität das Bild
vom „Lehrbuben“ des Professors, wenn das
Wort „Lehrbub“ jetzt auch „vornehm‘ nach To
mandl (0HZ 12, 1981, Seite 17) durch Ausbil
dungsverhältnis ersetzt wird.
Was kann die BUK0 nun dagegen tun? Sie kann
vieles tun und hat auch schon vieles getan.
Denken Sie an Aktivitäten wie Wissenschafts
messe, Umweltschutzumfrage, die die wissen
schaftlichen Leistungen des Mittelbaues und
damit der Universitäten und Hochschulen einer
breiten Offentlichkeit bekannt machen sollen,
denken Sie an das Modell „Wissenschafter für
die Wirtschaft“, das einerseits für die Firmen
das junge geistige Potential unserer Hochschu
len zugänglich machen soll, anderseits den Kol
legen und damit auch den Universitäten Einsicht
und Verständnis für die Probleme unserer Wirt
schaft und Kontakt zu ihr bringen soll.
Die akademische Lehre an den Universitäten
und Hochschulen wird, wie wir alle wissen, zu
einem großen Teil vom akademischen Mittelbau
getragen und ist ohne ihn kaum mehr denkbar.
Die Kollegen in diesem Bereich ihres Berufes
weiterzubilden, soll Aufgabe von Seminaren
sein, die die Didaktikkommission der BUKO ver
anstaltet und veranstalten wird. Wir hoffen trotz
einiger Anfangsschwierigkeiten für alle Interes
senten zufriedenstellende Lösungen zu finden.
Auch die Dienstgeberseite anerkennt heute in
laufenden Dienstrechtsverhandlungen, daß As
sistent sein einen Beruf darstellt, daß an den
Universitäten und Hochschulen dieser Typ des
Lehrers und Forschers in Dauerfunktion benö
tigt wird. Dieses Umdenken geht nicht zuletzt
auf die Studien der Bundeskonterenz (,‚Der Mit
telbau der TU-Wien; Analysen, Prognosen 1962
bis 1983“ Wien, Dezember 1978; „Der Mittel-
bau der Geisteswissenschaftlichen Fakultät der
Universität Wien; Analysen, Prognosen 1962 —

1984‘ Wien, März 1980; „Die Kosten eines
neuen Dienstrechts — eine Modellstudie“ Wien,
Januar 1980) zurück, mit der die Dienstnehmer
seite ihre Vorstellungen auch mit konkreten
Zahlen untermauern konnte.
Die Stellung des Mittelbaues innerhalb der Uni
versität hängt in hohem Maße von seinen Ver
tretern in den Kollegialorganen ab. Diese Ver
treter zu informieren, zu schulen und zu unter
stützen ist wohl eine der wichtigsten Aufgaben
der Bundeskonferenz. Sie ist dieser Aufgabe mit
Seminaren, wie dem für Personalkommissions
mitglieder in Strobl, Juni 1981, schon bisher mit

Erfolg nachgekommen. Selbstverständlich wer
den diese Seminare fortgesetzt und ausgebaut
werden, im Bericht der Fortbildungskommission
erfahren Sie dazu nähere Einzelheiten. Wir sind
sicher, daß diese Kurse der Arbeitsfähigkeit der
Kollegialorgane und damit den Universitäten
und Hochschulen insgesamt zugute kommen
werden.
Den wichtigen Kontakt und Informationsfluß zu
und zwischen den Mittelbauangehörigen soll
unser wiederaufgenommenes Mitteilungsblatt
„Hochschulpolitische Informationen der Bun
deskonferenz‘, welches Sie jetzt vor sich haben
und das in Hinkunft 2mal jährlich erscheinen
soll, verbessern helfen.
Eine der Aufgaben der BUKO sollte es auch
sein, in permanenter Diskussion die Reform der
Universitäten und Hochschulen trotz mannigfa
cher Widerstände weiterzutreiben. Die ersten
Schritte des UOG in Richtung einer Gleichbe
rechtigung aller Universitätslehrer dürfen nicht
die letzten gewesen sein! Ich glaube darüber
hinaus, daß gerade der Mittelbau mit seinem
großen Potential an jungen, initiativen Kräften
dazu in der Lage sein sollte im Interesse der All
gemeinheit die Lösung für jene Probleme zu fin
den, die unsere hohen Schulen in den nächsten
Jahrzehnten zu bewältigen haben werden.

Ich hoffe, ich konnte Sie ein wenig darüber infor
mieren, welche Möglichkeiten uns, dem Mittel-
bau die Bundeskonferenz in der Verfolgung un
serer Aufgaben und Interessen bietet und wel
che meines Erachtens recht erfolgversprechen
de Wege eingeschlagen worden sind. Aufgabe
von uns allen sollte es sein, dafür zu sorgen, daß
diese Wege weiterhin erfolgreich beschritten
werden.

N.Wolf

ACHTUNG!
Es gibt für unsere Mitteilungsblätter auch eine
Sammelmappe. Interessierte können diese bei
der Bundeskonferenz anfordern.

Weiterbildung
in Seminaren

Assistent
ist ein Beruf

0
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Für den Universitäts- und Hochschullehrer:
Wichtige Hinweise

Halber
Steuersatz

MWSt.

Reiserechnung

Arbeitslosengeld

Alle Kolleginnen und Kollegen, die im Zusam
menhang mit ihren Steuererklärungen oder im
Zusammenhang mit Betriebsprüfungen in letz
ter Zeit (oder zukünftig) Schwierigkeiten mit der
Finanzbehörde wegen der Anerkennung des
halben Steuersatzes und/oder des 0%-igen
oder 8%-igen MWSt.-Satzes hatten (haben),
mögen sich unverzüglich mit der Bundeskonfe
renz in Verbindung setzen.

1. Reiserechnungen sind bis spätestens Ende
jenes Kalendermonates der zuständigen Uni
versitätsdirektion vorzulegen, der der Beendi
gung der betreffenden Dienstreise folgt. Wird
diese Frist versäumt, so können im Kulanzwege
maximal 75% der Rechnung refundiert werden.

2. Für ausgeschiedene Universitätsassisten
ten, denen mangels eines arbeitslosenversiche
rungspflichtigen Dienstverhältnisses kein Ar
beitslosengeld zusteht, erhalten auf Antrag eine
Uberbrückungshilfe in Höhe des Arbeitslosen
geldes.

Das Arbeitslosengeld ist als Überbrük
kung für die Zeit der Arbeitssuche gedacht, soll
daher für diese Zeit eine Existenzsicherung sein
und es dem Arbeitnehmer ermöglichen, die freie
Wahl der Arbeit (des Berufes) vorzunehmen.
Das Arbeitslosengeld ist eine Leistung, die auf
dem Versicherungsprinzip aufgebaut ist, es gibt
daher keinerlei Einkommensabrechnung. Bei
Beantragung bestimmter Personen (Alters-, In
validitäts-, Berufsunfäh igkeits- oder dauernde
Erwerbsunfähigkeitspension) wird das Arbeits
losengeld als Vorschußleistung auf die zu er
wartende Pension geleistet und hilft Ihnen da
durch die Zeit zwischen der Beantragung Ihrer
Pension und deren erstmaliger Auszahlung zu
überbrücken.

WIEVIEL?

Das Arbeitslosengeld.wird nach Lohnklassen
berechnet, entsprechend (1975) der Höhe des
Verdienstes in den der Arbeitslosigkeit voran
gegangenen letzten vier Wochen (letzten Mo
nat) bzw. 28 Tagen.
Das Arbeitslosengeld kann derzeit eine Höhe
bis zu S 2886,— monatlich erreichen, wobei sich
diese Obergrenze zufolge der Dynamisierung
der Höchstbeitragsgrundlage erhöht. Zusätzlich
wird für jeden zu versorgenden Angehörigen
noch ein Familienzuschlag von S 240,— monat
lich gewährt.

Mit dem Arbeitslosengeld werden die Woh
nungsbeihilfen und die Familienbeihilfe ausbe
zahlt.

WIE LANGE?

Das Arbeitslosengeld wird 12 Wochen, 20 Wo
chen odr 30 Wochen zuerkannt, je nach Dauer
der vorangegangenen arbeitsiosenversiche
rungspflichtigen Beschäftigung.
Dienstverhältnisse im Ausland können hiebei
nach Maßgabe bereits abgeschlossener Sozial
versicherungsabkommen mit anderen Staaten
berücksichtigt werden.

WER?

Jeder der die Voraussetzungen der Arbeitsfä
higkeit, Arbeitswilligkeit und Arbeitslosigkeit er
füllt, eine gewisse Mindestdauer arbeitslosen
versicherungspflichtiger Beschäftigung nach
weisen kann und die Bezugsdauer noch nicht
erschöpft hat.

WIE?

Die Geltendmachung des Arbeitslosengeldan
spruches ist nur persönlich bei Ihrem zuständi
gen Arbeitsamt möglich. Dort erhalten Sie das
notwendige Antragsformular, dessen Rückgabe
ebenfalls nur persönlich innerhalb einer festge
setzten Frist— siehe Antrag— möglich ist.
Uber die Zuerkennung des Arbeitslosengeldes
erhalten Sie eine Mitteilung, bei Ablehnung Ih
res Antrages einen Bescheid.

WOMIT?

Die bei Rückgabe des Antragsformulares vorzu
legenden Unterlagen finden Sie auf Seite 2 Ih
res „Antrages auf Arbeitslosengeld“ aufgezählt.

Die Notstandshilfe ist eine Leistung, die
nicht ausschließlich auf dem Versicherungs
prinzip beruht. Daher gibt es hier im Gegensatz
zum Arbeitslosengeld Bestimmungen über die
Anrechnung von Einkommen. Besonders wich
tig ist deshalb die rechtzeitige Meldung jeder
Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse
des Notstandshilfebeziehers und seiner mit ihm
im gemeinsamen Haushalt lebenden nahen An
gehörigen.
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Bei Beantragung bestimmter Pensionen (Al
ters-, Invaliditäts-, Berufsunfähigkeits- oder
dauernder Erwerbsunfähigkeitspension) wird
die Notstandshilfe als Vorschußleistung auf die
zu erwartende Pension geleistet.

WIEVIEL?

Bei Anspruch auf einen oder mehrere Familien-
zuschläge gebührt die Notstandshilfe in voller
Höhe des Arbeitslosengeldes, wenn kein An
spruch auf Familienzuschlag besteht, gebührt
als Notstandshilfe 92% des Arbeitslosengel
des.
Bestimmte Einkommenarten werden auf die
Notstandshilfe angerechnet, bestimmte Ein
kommensarten schließen den Bezug der Not
standshilfe aus.

WIE LANGE?

Die Bezugsdauer der Notstandshilfe ist jeweils
mit 26 Wochen begrenzt, danach ist neuerlich
ein Antrag auf Notstandshilfe zu stellen.

WER?

Jeder Österreicher kann nach Erschöpfung des
Anspruchs auf Arbeitslosengeld oder Karenzur
laubsgeld die Notstandshilfe beantragen. Aus
ländische Staatsangehörige können die Not
standshilfe nur beziehen, wenn dies ein zwi
schenstaatliches Abkommen mit ihrem Heimat-
staat vorsieht.
Als weitere Voraussetzungen sind Arbeitsfähig
keit und Arbeitswilligkeit erforderlich und es
muß Notlage vorliegen.
Bei Beurteilung der Notlage wird auf die familiä
ren und wirtschaftlichen Verhältnisse des An
tragstellers und seiner im gemeinsamen Haus
halt lebenden Angehörigen Bedacht genommen.

Alleinstehende Müfter, die für ihr Kind erwiese
nermaßen keine Unterbringungsmöglichkeiten
besitzen und daher keine Beschäftigung anneh

men können, ist bis zur Vollendung des dritten
Lebensjahres dieses Kindes, dessen Geburt
Anlaß für die Gewährung des Karenzurlaubsgel
des war, sofern der Anspruch auf dieses Karen
zurlaubsgeld erschöpft ist und mit Ausnahme
der Arbeitswilligkeit die übrigen Voraussetzun
gen für die Gewährung der Notstandshilfe erfüllt
sind, diese zu gewähren.

WIE?

Die Bestimmungen über die Antragsstellung
des Arbeitslosengeldes gelten sinngemäß für
die Beantragung der Notstandshilfe.

Die Uberbrückungshilfe ist für das
Ausscheiden eines Bundesbediensteten des
Dienststandes gedacht, der von der Arbeitslo
senversicherungspflicht ausgenommen ist und
keinen Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungs
bezug hat; sie findet keine Anwendung auf Bun
desbedienstete, die durch Austritt ausgeschie
den sind.
Auch andere Personengruppen, z. B. Landes-
lehrer, sind mit einbezogen.

WIEVIEL? -

Höhe und Dauer richten sich nach den analog
anzuwendenden Bestimmungen über die Höhe
und Dauer von Arbeitslosengeld, Notstandshilfe
und Karenzurlaubsgeld.

WER?

Dienstnehmer, die nach den Bestimmungen des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes von der Ar
beitslosenversicherungspflicht ausgenommen
waren, jedoch die übrigen Anspruchsvorausset
zungen erfüllen, bekommen auf Antrag eine
Uberbrückungshilfe, wobei die Bundesdienst
verhältnisse dieser Antragssteller so zu behan
deln sind, als wenn sie arbeitslosenversi
cherungspflichtig gewesen wären.

Die Kommissionen der Bundeskonferenz
stellen sich vor:

Präsidialkommission

D ie laufenden Geschäfte der Bundeskonfe
renz, sofern sie nicht vom Vorsitzenden und

dem Sekretariat erledigt werden können, be
handelt die Präsidialkommission der Bundes-
konferenz. Diese besteht aus dem Vorsitzenden
und seinen vier Stellvertretern, einem aus dem
Bereich Ost, einem aus dem Bereich West,
einem aus dem Bereich Süd und einem von den
Kunsthochschulen. Sitzungen der Präsidial

kommission finden etwa monatlich einmal statt,
wobei unter wirksamer Mitarbeit des Gene
ralsekretärs alle anfallenden Probleme dis
kutiert und erledigt werden. Dem Präsidium
obliegt auch die Vorbereitung der Plenarsitzun
gen der Bundeskonterenz und die Herstellung
der Kontakte zu anderen Organisationen des
Universitäts- und Kunsthochschulbereiches.

Norbert Wolf
TUGraz

0

Laufende
Geschäfte
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Veran
staltungen

zur
Weiterbildung

Fortbildungs-
kommission

D ie Bundeskonferenz des wissenschaftli
chen und künstlerischen Personals wurde

vom Gesetzgeber zum Zweck der Koordination
und Unterstützung der Tätigkeit der Vertreter
des akademischen Mittelbaues in den akademi
schen Kollegialorganen eingesetzt. In Erfüllung
dieser Aufgabe der Unterstützung und Beratung
hat nun die Bundeskonferenz mit ihren Veran
staltungen

„Seminar zur Koordination von Senatsmitglie
dem an Universitäten“
(Wien, 16. 72. 1980)

„Koordinationsseminar für Personalkommis
sionsmitglieder“
(Strobl, 15. und 16.6. 1981)

einen Weg eingeschlagen, der es wert er
scheint, weitet beschritten und ausgebaut zu
werden. Gerade dies soll Aufgabe der Fortbil
dungskommission sein. Noch in diesem Stu
dienjahr will die Kommission ein „Seminar für
Kuriensprecher des akademischen Mittelbaues
an Fakultäten und Gesamtkollegien“ sowie ein

„Seminar für Mittelbauvertreter an Kunsthoch
schulen“ abhalten. Weiter sind folgende Semi
nare geplant:

„Seminar für Vertreter in Budget- und Dienstpo
stenplankommissionen“,

„Seminar für Vertreter in Beschwerdekommis
sionen“,

„Seminar für Vorsitzende von Wahlkommissio
nen‘.

Inwieweit an den einzelnen Hochschulen Semi
nare für die Vertreter in lnstitutskonferenzen an
geboten werden können und sollen, ist derzeit
noch in Diskussion. Die Kommission wird versu
chen mit der Verwaltungsakademie des Bundes
Kontakt aufzunehmen, die Kollegen auf geeig
netere Kurse im Programm der Verwaltungs-
akademie hinzuweisen und ev. auch dort die
Aufnahme von für den Mittelbau wichtig er
scheinenden Kursen in das Programm anzure
gen.
Als Ergebnis unseres Koordinationsseminars
für Personalkommrssionsmitgljeder in Strobl
liegt ein etwa 100 Seiten umfassender Arbeits
behelf vor, der allen Teilnehmern zugegangen
ist. Einige Restexemplare können noch im Se
kretariat der Bundeskonferenz, 1010 Wien,
Schotteng. 1, angefordert werden. Ebenso
wäre die Kommission für Anregungen, Wünsche
und Stellungnahmen dankbar.

Sie erreichen uns über unseren Vorsitzenden
Herrn Norbert Wolf, TU-Graz, Institut für organi
sche Chemie, oder über das Sekretariat der
Bundeskonferenz.

Didaktikkommission
der Bundeskonferenz

A utgabe der Kommission ist die Erstellung
eines Gesamtkonzeptes zur didaktischen

Weiterbildung von Hochschullehrern und Be
handlung aller damit zusammenhängenden Fra
gen wie Inhalte Organisation, Durchführung, In
stitutionalisierung

Bisherige Tätigkeit: Die Didaktikkommission
der Bufldeskonferenz besteht seit dem 22. Jän
ner 1981. Ausgangspunkt der Kommissions
arbeit ist die Tatsache, daß die Lehre zu einem
immer Wesentlicheren Bestandteil der Tätigkeit
aller Hochschullehrer geworden ist, dafür aber,
außer der Orientierung an älteren Kollegen,
kaum Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten
bestehen. Da in Österreich in diesem Bereich,
außer einigen Ansätzen in jüngster Zeit, noch
wenig konkrete Erfahrung vorhanden ist, sollte
diese nach Auffassung der Kommission im Rah
men von Pilot-Projekten gesammelt werden.
Als erstes Projekt wurde ein Modellversuch:
.Praxisberatung‘u initiiert, das von einer Projekt-
gruppe im Studienjahr 1981/82 durchgeführt
wird. Dieses besteht aus einem Kompaktkurs in
der Dauer von 5 Tagen am Beginn und einer fort
laufenden Beratung der Teilnehmer über ein
Studienjahr Die bisher gewonnenen Erfahrun
gen wurden in einigen Sitzungen ausführlich
diskutiert.
Parallel dazu wurde von der Kommission an ei
nem Gesamtkonzept didaktischer Aus- und
Weiterbildung gearbeitet. Da die Lehre an Uni
versitäten Kompetenzen in verschiedenen
Bereichen (im sozialen, psychologischen, kom
munikativen; unterrichtstheoreti chen und
-technologischen. fachdidaktischen Bereich)
erfordert, muß ein Weiterbildungskonzept sehr
breit ausgelegt sein, um diesen Ansprüchen ge
recht zu werden. Damit die weitere Arbeit auf
eine bessere Grundlage gestellt werden kann,
beschloß die Kommission ein Projekt: „Vorbe
reitung eines Konzeptes zur Hochschuilehrer
fortbildung‘ zu beantragen. Dieses soll die in
landischen und ausländischen Erfahrungen auf-
arbeiten, sowie Fortbildungsbedürfnisse und
-möglichkeiten erheben. Auf dieser Basis auf
bauend wird dann ein Konzept erstellt und die
Kostenfrage sowie die Frage einer eventuellen
Institutionalisierung beantwortet werden müs
sen.

Vorsitzender der Kommission:
Wolfgang Schlägelmann
Universität Linz
lnStjtt für Mathematik

Dien$ttechtskommissIon

A ufgabe der Dienstrechtskommission ist die
Entwicklung eines für die geänderte Situa

tion der Universitäten und Kunsthochschupen
geeigneten Dienstrechtsmodells sowie Eintre
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„Gefreite
und

Generäle“

Abbau von
Klischeevor

stellungen

ten für die Verwirklichung. in einem neuen
Dienstrecht.

Daß die momentanen dienstrechtlichen Bestim
mungen für nichtprofessorale Universitäts- und
Kunsthochschullehrer nicht entsprechend sind,
wird wohl kaum ein Eingeweihter bezweifeln.
Besonders gravierend ist die Unzulänglichkeit
etwa bei der Situation der habilitierten Universi
tätsassistenten. Diese haben keinerlei juristi
schen Anspruch auf einen entsprechenden
Freiraum und hochqualifizierte Universitätsdo
zenten mit oft größerer Lehrtätigkeit a1,Ordina-
rien sind als Oberassistenten unterprivilegiert,
was sich auch auf die lnnovationsfähigkeit der
hohen Schulen negativ auswirken muß. Gerade
die moderne Massenuniversität erfordert ein
anderes Strukturmodell für die Berufsgruppe
der Universitätslehrer und dies müßte sich mit
steigender Qualifikation in einem kontinuierlich
wachsenden Freiraum ausdrücken. Daneben
sollte auch didaktischen Problemen ein größe
rer Raum gewidmet werden, was die Beschäfti
gung pädagogisch hervorragender Personen
etwa als Universitätslektoren (nicht im derzeiti
gen Sinn des UOG) mit größerer Lehrverpflich
tung nahe legt. Es müßte also ein Laufbahnmo
dell für Universitätslehrer etwa nach dem Mu
ster Universitätsassistent, Universitätsiektor,
Universitätsdozent, A. o. Universitätsprofessor,
0. Universitätsprofessor mit kontinuierlich stei
genden Rechten und nicht wie bisher mit „Ge
freiten und Generälen“, geschaffen werden. Die
D ienstrechtskommission beschäftigt sich seit
Jahren mit diesen Problemen und hofft, daß die
se Gedanken ihre Realisierung finden werden.

Vorsitzender der Kommission:
Norbert Wolf
Technische Universität Graz
Institut für organische Chemie

Medien- und
Inlormationskommission

Aufgabe der Kommission:

a) Abbau von Klischeevorstellungen:
Unsere Wissenschafter (Assistenten, Do
zenten etc.) sollten öffentlichkeitsbewußter
und öffentlichkeitsfreundlicher agieren. Sie
sollten selbst aktiv werden und die Medien
als Transportmittel auch für Informationen
über ihre tägliche Arbeit benützen.

b) lmageaufbau:
Die Profilierungschance des Mittelbaues ist
gleich Assistenten, Dozenten etc., ist gleich
Bundeskonferenz, liegt im Aufbau eines Ima
ges, mit dem die Hochschulen als Ganzes
identifiziert werden können. Die Imagepflege
soll sowohl nach außen als auch nach innen
(eigener Kollegenkreis) gerichtet sein.

c) tnformationsstrategie:
In bezug auf die Medien sollte das nachvoll

zogen werden, was z. B. in Politik und Wirt
schaft längst selbstverständlich ist: eine ge
meinsame und professionell gehandhabte
lnformationsstrategie. -

Bisherige Tätigkeit:

Die Kommission begann ihre Tätigkeit im Som
mersemester 1980. Die ersten Sitzungen waren
durch Diskussionen um die Erstellung eines Ar
beitsprogrammes gekennzeichnet. Ideen, wie
die Erstellung eines Wissenschaftspressespie
gels oder die Erstellüng einer Dokumentation
über Wissenschaftsthemen, konnten bisher auf
Grund von zu geringen organisatorischen bzw.
finanziellen Kapazitäten nicht realisiert werden.
Die Medienkommission gab den Anstoß zur Er
stellung einer Studie über die Umweltschutzfor
schung. Diese Studie ist in den ersten Monaten
des Jahres 1981 erschienen und hat großes
Interesse erweckt. Die Abhaltung einer Enquete
unter der Bezeichnung „Wissenschafter für die
Wirtschaft“ am 29. 1. 1981, gemeinsam mit der
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft,
war ebenfalls ein Produkt der Medienkommis
sion. Heute ist diese Idee der Bundeskonferenz
so weit gediehen, daß der Modellversuch „Wis
senschafter für die Wirtschaft“ unmittelbar vor
der Realisierung steht.

Im Februar 1981 wurde gemeinsam mit der APA
(Austria Presseagentur) ein Mediengrundkurs
für die Mitglieder der Medien- und lnformations
kommission abgehalten.

Im Mai 1981 veranstaltete die Bundeskonferenz
die Enquete „Wissenschaft und Fernsehen“,
die ebenfalls großes Echo hervorgerufen hat.
Dabei ist zu erwähnen, daß die Kommission die
Auseinandersetzung mit dem Medium ORF als
eine ihrer vordringlichsten Aufgaben sieht.

Bei der letzten Sitzung der Medienkommission
wurde beschlossen, sich für die nächsten Mo
nate schwerpunktmäßig mit der Wissenschafts
berichterstattung in den Printmedien auseinan
derzusetzen. Eine diesbezügliche Enquete ist
geplant.

Vorsitzender der Kommission:
Ludwig Follner
Bundeskonferenz des wissenschaftlichen
und künstlerischen Personals, Wien

Forschungskommission

A ufgabe der Forschungskommission ist die
Behandlung aller Aspekte der universi

rären Forschung, besonders deren Auswirkung
auf den akademischen Miftelbau.
Die Kommission wurde ursprünglich einge
richtet, um die im Zusammenhang mit der
Beratung und Erarbeitung des neuen For
schungsorganisationsgesetzeS anfallenden
Fragen und deren Behandlung für das Plenum
der Bundeskonferenz vorzubereiten, In diesem

Verwirklichung
eines neuen

Dienstrechts

Besserstellung
der

Dozenten
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Information
über neue

Möglichkeiten

Kranken
anstalten-

gesetz

Rahmen wurden in den einzelnen Phasen der
Gesetzwerdung mehrere Stellungnahmen erar
beitet und dem Bundesministerium für Wissen
schaft und Forschung übermittelt.
Darüberhinaus hat sich die Kommission laufend
auch mit anderen Aspekten der Forschung be
schäftigt, dies betrifft insbesondere den Kontakt
mit dem Fonds zur Förderung der wissenschaft
lichen Forschung.
Schwerpunkte der Tätigkeit der Forschungs
kommission sollen in Hinkunft die Behandlung
der im Zusammenhang mit der Vertretung der
Bundeskonferenz im Rat und in der Konferenz
für Wissenschaft und Forschung anfallenden
Fragen sowie die Vorbereitung von Unterlagen
für die einzelnen Universitätsvertreter im Be
reich der Information und Dokumentation auf.
dem Forschungs- und Publikationssektor sein.
Weiter ausgebaut sollen die Kontakte zur Sek
tion Forschung des BMfWF und zu den beiden
Fonds zur Förderung der Forschung werden.

Vorsitzender der Kommission:
Enrico Eustacchio
Institut für Werkstoffkunde, Festigkeitsleh
re und Materialprüfung
Technische Universität Graz

Kommission für Entwicklungshilfe
und Entwicklungspolitik

Zielsetzung der Kommission: Information der
Universitätslehrer über die Möglichkeiten
an Entwicklungshilfeprojekten mitzuarbeiten;
Schaffung von neuen Möglichkeiten an derarti
gen Projekten mitzuwirken. Zur Erreichung die
ses Zieles wurde folgende Vorgangsweise be
schlossen.
1. Analyse der derzeitigen Aufwendungen

Osterreichs für Entwicklungshilfe.
2. Möglichkeiten der Universitäten und Hoch

schulen dabei mitzuwirken.
3. Vergleich mit anderen benachbarten Län

dern.
4. Enquete der Buko, bei der die erarbeiteten

Vorschläge mit Ministerialstellen, internatio
nalen Behörden diskutiert werden.

Vorsitzender der Kommission:
Peter Nachtnebei
Universität für Bodenkultur
Institut für Wasserwirtschaft

Kommission zur Behandlung von
Angelegenheiten der Medizinischen
Fakultäten

Aufgaben:

Die Kommission befaßt sich mit den Besonder
heiten an den Medizinischen Fakultäten, die
durch Arztegesetz, Krankenanstaltengesetz

und Sonderbestimmungen des UQG gegeben
sind.

Tätigkeiten:

1. Mitwirkung an der Erarbeitung eines neuen
Hochschullehrerdienstrechtgesetzes

2. Sammlung -und Diskussion von Anderungs
vorsch lägen zum UOG

3. Beratung von Kollegialorganen in Konfliktfäl
len.

Vorsitzender der Kommission:
Reinhard Krepler
Institut für Pathologische Anatomie der Uni
versität Wien

Kommission „Berufsbild der Hoch
schullehrer“ -

S eit nunmehr fast 10 Jahren treten die Ver
handlungen um ein neues Dienstrecht für

den akademischen Mittelbau auf der Stelle:
Phasen der Hoffnung wechseln mit solchen der
Stagnation oder der Verhärtung des Verhand
lungsabbruches.
Im Zuge dieser Verhandlungen entstand in Be
zug auf bestimmte, zumeist harte Verhand
lungspunkte nicht selten der Eindruck, als rede
ten Dienstgeberseite einerseits und Mittelbau
vertreter andererseits von verschiedenen Din
gen, als gingen sie zumindest von stark diver
gierenden Voraussetzungen aus.
Die erwähnten Differenzen bezogen sich haupt
sächlich auf folgende Fragen:

• die Rolle und Bedeutung des akademischen
Mittelbaues für Funktionieren und Entwick
lung der Universitäten

• die entsprechende Rolle der Professoren-
schaft

• die historische (und heutige?) Rolle des As
sistentenberufes, hauptsächlich als „Schule
für künftige Professoren“ zu wirken

• die Bedeutung von Auslese Fluktuation, ge
genseitige Konkurrenz und Zeitdruck auf die
prinzipielle Leistungsbereitschaft der Assi
stenten; analog die Einschätzungen der Lei
stungsbereitschaft des von diesen Zwangs-
faktoren „befreiten‘ Assistenten, insbeson
dere jenes in dauernder Verwendung.

• letzlich die Frage: Ist die bestehende funktio
nelle und personelle Struktur der Hochschul
lehrer, gekennzeichnet durch die prinzipielle
Spaltung der letzten in zwei Kategorien, näm
lich rn Professoren und Assistenten — die
einen in grundsätzlich dauernder, die ander
en im allgemeinen in vorübergehender Ver
wendung — ist also diese historisch überlie
ferte Struktur in der Lage, Wissenschaft, For
schung, Kunst, Technik und akademische
Lehre im Interesse der modernen Gesell
schaft bestmöglich zu entwickeln?
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Aufgabe der Kommission „Berufsbild der Hoch

schullehrer“ ist es nun, mit Hilfe einer breit an

gelegten, sogenannten, „BerufSanalYse“ Da

ten- und Faktenmaterial zu liefern sowie analy

tisch aufzubereiten.
Die Schwerpunkte der derzeit konzipierten Er

hebungs- und ntersuchungSatbeit sowie der

darauf aufbauenden Analysen werden u. a. sein:

1. der Beitrag des Mittelbaues zur wissen

schaftlichen Lehre, Forschung, Verwal

tung und universitären Willensbildung (Lei

stungsprofil),

2. die derzeitige dienstrechtliche und sonsti

ge rechtliche Stellung des Mittelbaues,

3. die aus (1) und (2) sich alifällig ergeben

den Widersprüche und deren Auswirkun

gen auf Universitätsbetrieb und Arbeitsbe

dingungen, auf Leistungsbeteitschaft und

Motivation, auf Entfaltung, Nutzung oder

Hemmung vorhandener Kräfte usw.,

4. die soziale Struktur des Mittelbaues, die
sozialen Folgen des derzeitigen Rechtszu
standes, der derzeitigen Personalpolitik für
den Mittelbau,

5. Konsequenzen für eine aufgabenkonfor
me Struktur, für ein aufgabenkonformes
Dienstrecht für alle Hochschullehrer,

6. Analyse der bisherigen Dienstrechtsver
handlungen, taktische Schlußfolgerungen.

Derzeitiger Arbeitsstand:

Arbeitsteiliges Konzipieren der detaillierten
Erhebungs- bzw. Umfrageinhalte, der Erhe
bungs- sowie der Auswertungsmethoden.

Projektleitung (Kommissionsvorsitzender):
Johann Müller, Universität Innsbruck
lnst. für Mechanik, Festigkeitslehre und
Flächentragwerke

Kurzer Rückblick:
Die zweite Osterreichische Wissenschaftsmes

se, die vom 19. bis 21.11. 1981 in Wien abge-

halten wurde, war für die BundeskOnfeteflz und

auch für die ausstellenden Wissenschafter ein

voller Erfolg. Derzeit wird bei den teilnehmenden

Wissenschaftern eine Umfrage erhoben, um

aus Kritik und persönlichen Einschätzungen

weitere Anregungen und rbesSeruflgefl für

die nächste WissenschaftsmeSse zu erhalten.

Einige Zahlen:
Uber 300 Wissenschafter beteiligten sich als.

Aussteller von insgesamt 150 Projekten; von

den 300 Wissenschaftern waren nur 40 Profes-

soren beteiligt, obwohl alle Institute eingeladen
waren.
Der „Rest“ — ca. 260 Wissenschafter — rekru
tierte sich aus Assistenten und Dozenten. Uber
90% der ausgestellten Forschungsprojekte
stammten aus dem Universitäts- bzw. Hoch
schulbereich.

Vorschau:
Die dritte Osterreichische Wissenschaftsmes
se ist bereits in Planung. Sie wird vom 23. bis
26. Februar 1983 in Wien stattfinden.
Die Einladungen werden jedenfalls noch im
Sommersemester 1982 ausgesandt.

L.Follner

Modellversuch „Wissenschafter für

die Wirtschaft“

0

A usgehend von dem Gedanken, Wissen

schaft und Wirtschaft näher zu bringen, hat

die BundeskonfereflZ bereits einige Aktivitäten

gesetzt, die man ohne Zweifel als lnnoVatiOn auf

diesem Gebiet bezeichnen darf. Bei den Uberle

gungen zu einem stärkeren Kontakt Universität

— Wirtschaft mußten wir feststellen, daß ein we

sentliches Problem darin liegt, daß die Möglich

keiten auf der Ebene persönlicher Kontakte und

damit das Sammeln persönlicher Erfahrung kei

neswegs hinreichend ausgenützt werden. Es

erschien uns daher die Idee, daß Mitglieder des

Lehr- und ForschungsPetsoflals von unseren

Universitäten und Hochschulen vorübergehend

in verschiedenen WirtschaftSbetrb0b tätig
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sein können, als besonders sinnvoll und zweck
mäßig. In der Folge suchte die Bundeskonferenz
den Kontakt mit tier Bundeskammer der ge
werblichen Wirtschaft. In einer ausgesprochen
kooperativen und unbürokratischen Weise wur
de gemeinsam am 29. 1. 1981 eine Enquete mit
dem Thema „Wissenschafter für die Wirtschaft“
abgehalten. -

Nun noch einiges über den Ausgangspunkt
dieser Idee:

Es ist zweifellos eine richtige Vorstellung, daß
jeder wissenschaftlich Tätige im Laufe seiner
Laufbahn zumindest einmal, besser natürlich

1•

Osterreichische WissenschafiSmeSSe

0
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Mobilität an
Universitäten

• und Hochschulen

Ein hohes Maß
an Überein

stimmung

einige Male, auch die Praxis kennengelernt ha
ben soll. Darüber hinaus wird mit diesem Mo
dellversuch die Möglichkeit eines allfälligen
Wechsels von einer wissenschaftlichen Karrie
re zu einer außeruniversitären erleichtert und
gefördert. Und selbst die Entscheidung für eine
wissenschaftliche Karriere setzt, so meinen wir,
die Kenntnis der Praxis voraus, so sie gut über
legt und fundiert ist. Der strapazierte und mit
Kritik behaftete Begriff der Mobilität an den Uni
versitäten und Hochschulen dringt hier immer
wieder durch. Obwohl wir glauben, daß gerade
im Bereich des wissenschaftlichen Nachwuch
ses an den Universitäten und Hochschulen die
größte Flexibilität und Mobilität innerhalb des
gesamten öffentlichen Dienstes vorherrscht,
scheuen wir nicht, noch weitere positive Akzen
te und Ideen zu setzen, die eine Verstärkung
dieser Prinzipien im positiven Sinne gewährlei
sten. Wir glauben nämlich, daß es zu gegenseiti
ger Isolierung und zur Erstarrung kommt. Sie
kann dazu führen, daß man nur fachspezifisch,
d.h. aber wiederum „isoliert kommuniziert‘.

Zielsetzung:

An erster Stelle ist der Versuch, mit dieser Idee
neue Wege zu beschreiten, zu nennen. Wir wur
den auch in unseren Bemühungen nicht ent
täuscht; wie ein roter Faden zog sich durch alle
Vorgespräche und Verhandlungen‘ bis hin zur
Entscheidung ein einmütiger Konsens der ver
schiedenen Gruppierungen, wie Bundesmini
sterium für Wissenschaft und Forschung, Bun
deskanzleramt, Bundeskammer der gewerbli
chen Wirtschaft, durch. Es herrschte ein hohes
Maß an Ubereinstimmung bei allen Beteiligten.
Wir glauben, daß dieser Optimismus eine große
Vorbildwirkung für alle anderen guten Ideen sein
könnte, wie sie es speziell im Rahmen der Hoch
schul-Forschungs- und Wirtschaftspolitik gibt.

.Wenn wir nur die Zielsetzung der Bundeskonfe
renz für einen derartigen Modellversuch kurz
umreißen, kann man folgende wesentlichen
Aussagen treffen:

1. Verbesserung der Kooperation zwischen
Wissenschaft und im speziellen zwischen
Universitäten und einzelnen Unternehmun
gen über den Weg der Verbesserung der per
sönlichen Kontakte.

2. Die Förderung des Wissenstransfers zwi
schen Universität und Wirtschaft, die zur Fol
ge die Innovationsbasis und die Innovations
bereitschaft der Wirtschaftsbetriebe erhö
hen soll.

3. Förderung der Einbringung aktueller wirt
schaftlicher Fragestellungen in Forschung
und Lehre an der Universität.

4. Erleichterung des längerfristigen Übertritts
von Universitätswissenschaftern in außer
universitäre Berufe.

5. Die Möglichkeit für den Wirtschaftsbetrieb,
die Anstellung eines Wissenschafters in der
Praxis ohne langfristige und personelle Ver
pflichtungen einzugehen.

Für die praktische Umsetzung des Modell-
versuchs sind folgende Hinweise nützlich:

Die Information und Werbung für den Modellver
such übernehmen Bundeskonferenz und Bun
deskammer jeweils für ihren Bereich. Wir wer
den bestrebt sein, daß unsere Informationen alle
Hochschullehrer erreichen. Die Leitung des Mo
deliversuchs liegt in einer vom Bundesministe
rium für Wissenschaft und Forschung einge
richteten Kommission. Diese Kommission be
steht aus je zwei Vertretern der Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft und der Bundes-
konferenz sowie aus Vertretern des Bundesmi
nisteriums für Wissenschaft und Forschung.
Den Vorsitz dieser Kommission führt der Leiter
derAbteilung für Planung und Statistik Dr. HOL
LINGER. Diese Abteilung stellt auch die organi
satorische Infrastruktur zur Verfügung, die zur
Abwicklung und Durchführung des Modeilver
suchs unbedingt notwendig ist. Der eingesetz
ten Kommission steht neben der Leitung des
Modeliversuchs auch die Leitung der wissen
schaftlichen Begleituntersuchung zu. Diese
wissenschaftliche Begleitstudie soll mittels For
schungsauftrag durchgeführt werden, der aus
Mitteln des Bundesministeriums für Wissen
schaft und Forschung finanziert wird. Weitere
Aufgaben der Kommission bestehen in der Ver
mittlung des Kontaktes zwischen Wissenschaf
ter und Betrieb einerseits und anderseits zwi
schen Betrieb und Wissenschafter. Diese Ver
mittlung beschränkt sich jedoch nur für die An
fangsphase; sobald sich Betrieb und Wissen
schafter gefunden haben, liegt es an ihnen, die
speziellen Details abzuhandeln, insbesondere
was die Fragen des abzuschließenden Dienst-
vertrages betreffen. Der Dienstvertrag tritt je
denfalls erst dann in Kraft, wenn ihn die einge
richtete Kommission genehmigt hat. Weitere
Aufgabe der Kommission ist es auch, bei auftre
tenden Problemfällen als Krisenmanagement zu
fungieren.

Ablauf aus der Sicht der Assistenten:

Als interessierter Assistent (Assistentin) haben
Sie die Möglichkeit, im Rahmen des Modellver
suchs „Wissenschafter für die Wirtschaft“ eine
außeruniversitäre Praxiszeit von einem bis ma
ximal zwei Jahren in Anspruch zu nehmen. Die
se außeruniversitäre Praxis kann außer in den
Gebietskörperschaften des Bundes, der Länder
und der Gemeinden überall durchgeführt wer
den. Ihredienstrechtliche Stellung bleibt grund
sätzlich unangetastet, per Modellversuch sieht
eine Karenzierung für die Zeit Ihre Abwesenheit
vom Institut vor. Während Ihres Karenzurlaubes
im Rahmen des Modeilversuchs wird dem Insti
tut eine Ersatzkraft genehmigt.

Für die Teilnahme an der Aktion „Wissenschaf
ter für die Wirtschaft“ bitten wir Sie folgendes
zu beachten:

— Bitte senden Sie das dieser Mappe beiliegen
de Anmeldeformular für Assistenten (Punkt
6/Formular 1) an das Bundesministerium für
Wissenschaft und Forschung, Abteilung Pla
nung und Statistik, 1010 Wien, Bankgasse 1,
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wobei wir Sie bitten, den gewünschten Tätig
keitsbereich möglichst genau anzugeben.
(Eine Kopie der Anmeldung bitten wir Sie, der
Bundeskonferenz des wissenschaftlichen
und künstlerischen Personals zu übermit
teln.)

— Das Bundesministerium für Wissenschaft und
Forschung wird nach Einlangen aller in Frage
kommenden Betriebe, Organisationen etc.
Mitteilung von Ihrer Anmeldung machen.

— Im Falle, daß bereits Betriebe, Organisationen
etc. ihr Interesse für Assistenten mit diesem
Tätigkeitsbereich a‘ngemeldet haben, werden
Ihnen Name und Anschrift der Betriebe be
kanntgegeben; ansonsten bitten wir Sie ab
zuwarten, ob sich entsprechende Betriebe,
Organisationen etc. auf Grund der Mitteilung
des Bundesministeri«ms für Wissenschaft
und Forschung melden.

— Sobald Ihnen vom Bundesministerium für
Wissenschaft und Forschung Namen von Be
trieben, Organisationen etc. bekanntgegeben
werden, bitten wir Sie, sich direkt mit dn Ih
nen bekanntgegebenen Firmen, Organisatio
nen etc. in Verbindung zu setzen. Falls ein Be
trieb Ihren Vorstellungen entspricht und für
Sie in Frage kommt, können Sie einen beding
ten Dienstvertrag abschließen. Ein Muterfor
mular für einen solchen Dienstvertrag finden
Sie unter Punkt 6 des Mappeninhaltes.
Selbstverständlich können Sie Anderungen
eines solchen Dienstvertrages durchführen,
das Formular ist nur eine gewisse Hilfe für den
Abschluß eines derartigen befristeten Dienst-
vertrages. Insbesondere möchten wir Sie auf
folgende Punkte des Mustertormulares auf
merksam machen:

zu Punkt 1): Vereinbarung eines Probemo
nates.

zu Punkt 2): Möglichkeit der Streichung
des Klammerausdruckes, wo
vereinbart wird, daß die näch
ste kollektivvertragliche Erhö
hung ausfällt.

zu Punkt 3): Sollten Sie noch zeitweise
Verpflichtungen an der Univer
sität nachgehen wollen, so
müßten Sie Ihre Wünsche in
diesem Dienstvertrag schrift
lich vereinbaren (z. 8. Abhal
tung eines Lehrauftrages).

zu Punkt 7): Der grundsätzliche Urlaubs-
anspruch als auch die erstma
lige tatsächliche Inanspruch
nahme eines Urlaubes sind zu
beachten und liegen in Ihrer
Vereinbarung.

zuPunkt8): Hier machen wir Sie auf die
Konkurrenzklausel aufmerk
sam. Diese kann sich für Sie
insbesondere dann auswirken,
wenn Sie nach Ende des
Dienstverhältnisses wieder an
die Universität zurückzukeh
ren, jedoch kurze Zeit später
(innerhalb eines Jahres) aus

der Universität ausscheiden
und im selben Geschäftszweig
außerhalb des öffentlichen
Dienstes tätig werden wollen.

— Wesentlich ist, daß Sie bitte diesen Dienst
vertrag unter der Bedingung abschließen, daß
er erst in Kraft tritt, wenn er von der beim Bun
desministerium für Wissenschaft und For
schung gebildeten Kommission (bestehend
aus Vertretern des Bundesministeriums für
Wissenschaft und Forschung, der Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft und der
Bundeskonferenz des wissenschaftlichen
und künstlerischen Personals) genehmigt ist.
(Punkt 13 des Mustervertrages). Diese Ge
nehmigung ist unteranderem auch Voraus
setzung für den Zuschuß des Bundesministe
riums für Wissenschaft und Forschung für
den Betrieb in der Höhe von S 85.000,— pro
Jahr.

— Sobald Sie mit einem Betrieb, Organisation
etc. in ein konkretes Verhandlungsstadium
gekommen sind, reichen Sie unverzüglich mit
dem beiliegenden Karenzurlaubsformular um
Karenzurlaub für die beabsichtigte Zeit ein.

- Weiters füllen Sie bitte, gemeinsam mit dem
von Ihnen gewünschten Betrieb, das in der
Mappe unter Punkt 6 beiliegende Formular 3
(Antrag des Universitätsassistenten und ihrer
Firma für die Teinahme an der Aktion „Wis-‘
senschafter für die Wirtschaft“) aus und sen
den Sie diesen Antrag gleichzeitig mit dem
„bedingten“ Arbeitsvertrag an das Bundes
ministerium für Wissenschaft und Forschung.

— Nachdem Sie die Mitteilung von der Kommis
sion erhalten haben, daß Ihre Teilnahme an
der Aktion genehmigt ist und der mit dem Be
trieb „X‘ abgeschlossene Arbeitsvertrag im
Rahmen dieser Aktion Berücksichtigung fin
det, kann mit der Aufnahme Ihrer Tätigkeit be
gonnen werden.

— Die Entscheidung über Gewährung eines Ka
renzurlaubes liegt zwar beim Bundesministe
rium für Wissenschaft und Forschung, es muß
jedoch der Dienstweg an der Universität
(Stellungnahme des lnstitutsvorstandes, Per
sonalkommission, Rektor) eingehalten wer
den. Es wird daher auch sehr viel an Ihnen lie
gen — wenn notwendig—, diesen Dienstweg zu
beschleunigen.

Wir hoffen auf einen großen Erfolg dieses Mo
dellversuchs für alle Beteiligten, damit eine Aus
weitung und Institutionalisierung des „Ver
suchs“ gewährleistet ist. Wünsche, Fragen und
Anregungen können jederzeit an das Büro der
Bundeskonferenz gerichtet werden.

L.Follner
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Referate
der

Wissenscha fts
sprecher

Flexibilität
der Universitäten

zu wenig

Steigerung
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Attraktivität
derAssistenten

stellen

dynamisches
zeitgerechtes

Dienstrecht

A m 26. Februar 1982 fand eine parlamenta
rische Enquete zum Thema „Gegenwart

und Zukunft der Universitäten und Kunst
hochschulen‘ im Parlament statt. Dazu wa
ren Hauptreferate von der Frau Bundesmi
ni ster Dr. Herta FIRNBERG, dem Vorsitzenden
der Rektorenkonferenz Prof. Dr. Richard
PLASCHKA, em. Vorsitzenden der Bundeskon
ferenz des wissenschaftlichen und künstleri
schen Personals Doz. Dr. Reinhard VIERTL,
einem Vertreter der Osterreichischen Hoch
schülerschaft Herrn Josef STOCKINGER, einem
Vertreter der Universitätsdirektoren Dr. Othmar
KOCKINGER und von Herrn Prof. Dr. Ralf DAH
RENDORF vorgesehen.
Danach folgten kürzere Referate der Wis
senschaftssprecher der politischen Parteien
und zahlreicher Experten aus dem Wissen
schaftsbereich und davon tangierten Bereichen.

Die Frau Bundesminister schilderte die Situa
tion an den Universitäten aus ihrer Sicht und be
merkte, daß keineswegs ein Sanierungsplan
notwendig wäre. Unter anderem stellte sie die
Verwendung von Assistenten, die vorwiegend
lehren sollen, in Aussicht. Bezüglich der Auto
nomiefragen stellte sie fest, daß diese nicht
dazu mißbraucht werden dürfen, um
Gruppeninteressen zu verteidigen. Bezüglich
der Forschung sei die Situation nicht schlecht,
nur die Flexibilität der Universitäten lasse zu
wünschen übrig.
Abschließend stellte die Frau Bundesminister
fest, daß die Zukunft der Universitäten die Zu
kunft unseres Landes ist.

Rektor PLASCHKA berichtete von einer Erhe
bung der Rektorenkonferenz über die Lage an
den Universitäten und die Probleme des wis
senschaftlichen Nachwuchses im Zusammen
hang mit einer wünschenswerten Steigerung
der Attraktivität der Assistentenstellen im Sinne
besserer Umsteigemöglichkeiten bei Verlassen
der Universität. Ferner wies er auf die Gefahr
eines Niveauverlustes durch die Vermassung
der Universitätsstudien hin. Außerdem gebe es
zu viel Zentralismus im Universitätsbereich.
Eine Diskussion sei als erster Schritt vorteilhaft.

Der Vertreter der Bundeskonferenz wies vor al
lem auf die Notwendigkeit eines dynamischen,
zeitgemäßen Dienstrechtes für alle Universi
tätslehrer hin, das mit steigender Qualifikation
auch steigende Freiräume für definitiv an der
Universität angestellte Wissenschafter gewähr
leistet. Dies müßte im Sinne eines kontinuier
lichen Laufbahnbildes vom frisch eintretenden
Universitätsassistenten bis zum Ordentlichen
Professor, etwa nach dem Muster Univ. Ass. —

Univ. Lektor — Univ. Doz. — A. Prof. —0. Prof., kon
struiert sein. Dabei sind diese Begriffe nicht im
Sinne des jetzigen UOG zu verstehen.

Der Vertreter der Hochschülerschaft klagte
über die Unzufriedenheit der Universitätskonsu
menten und sagte, er trete nicht für ein leichte
res, sondern ein besseres Studium ein. Er wies
auf die Notwendigkeit der Flexibilität hin, mit
dem Hinweis, daß 50% der Berufe, die es im

Jahr 2000 geben wird, heute noch nicht existie
ren. Die klassische Form der Vorlesung halte er
für ungeeignet und die Diplomarbeiten sollten
projektbezogene Berichte sein, bei denen auch
Zusammenarbeit gestattet sein sollte. Die Ein
heit von Forschung und Lehre schien ihm unwe
sentlich.

Der Vertreter der Univ.-Direktoren lobte die prä
zise Regelung der Verwaltungsvorgänge durch
das UOG und wies darauf hin, daß keine Gesell
schaft, die auf Menschen aufbaut, auf Kontrolle
verzichten soll. Abschließend wies er darauf hin,
daß die Rechtssicherheit an den Universitäten
wesentlich zugenommen habe.

Als letzter Hauptreferent gab Prof. DAHREN
DORF eine internationale Schau der Universi
tätsstrukturfragen sowie der Finanzierungsme
chanismen im Zusammenhang mit Autonomie-
fragen.
Er stellte dazu fest, daß mit steigender Freiheit
auch die Verantwortung steigt, aber auch die
Vernetzung des Forschungsbetriebes mit ge
sellschaftlichen Fragen nicht unwesentlich sei.
Schließlich würde er es als eine Fehlentwick
lung sehen, wenn die Forschung von der Univer
sität abwandern würde. Die Universitäten sollen
die Zentren der Forschung sein.

Danach ergriffen die Wissenschaftssprecher
der politischen Parteien das Wort. NR WILLE
stellte fest, daß das neue Dienstrecht für Univ.
Ass. jetzt kommen sollte und ein Strukturwan
del, wie in allen Betrieben, zur partnerschaftli
chen Führung des Universitätsbetriebes not
wendig sei.

NR NEJSSER stellte fest, daß die Enquete auf
Anregung seiner Fraktion angesetzt wurde und
als Information für die Parlamentarier dienen
sollte. Neben Problemen der Massenuniversität
gebe es auch regionale Unterschiede. Das
Haushaltsrecht sei zu modifizieren, um es dem
Hochschulbereich adäquater zu machen.

NR STIX wies auf einige Kinderkrankheiten des
UOG hin und sagte, däß die Forschung stark ge
litten hätte. Die Mobilität der Hochschullehrer
sollte verstärkt werden, spziell sollten alle ha
bilitierten Univ.-Lehrer regelmäßig Forschungs
semester erhalten. Der Mittelbau sei zu stark
belastet und das Verlassen der Universität
funktioniere nicht. Um diese Probleme zu lösen,
müsse ein Maßnahmengesetz geschaffen wer
den.

Nach einer Unterbrechung gab es zahlreiche
Wortmeldungen, in denen auch auf die Proble
me der Kunsthochschulen eingegangen wurde,
insbesondere wurde die Verabschiedung des
KHStG (Kunsthochschulstudiengesetz) durch
den Nationalrat gefordert.

Zusammenfassend kann man sagen, daß wohl
stark divergierende Meinungen vertreten wur
den, man aber an der Lösung der Probleme
äußerst interessiert ist.

L. Follner und R. Viertl

Parlamentsenquete 26. 2. 1982
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